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10.10.2013/br10 

 

An der 915. Sitzung des Bundesrates am 11. Oktober 2013 

nehmen der Erste Bürgermeister Olaf Scholz, Senatorin Cornelia 

Prüfer-Storcks und Staatsrat Wolfgang Schmidt teil. 

 
Die Tagesordnung umfasst 30 Punkte. 

 

Stephan Weil wird neuer Bundesratspräsident  

Der Bundesrat wählt am Freitag turnusgemäß ein neues Bundesratspräsidium, das ab dem 1. 

November 2013 für ein Jahr im Amt sein wird. Auf den Regierungschef Baden-Württembergs, Winfried 

Kretschmann, folgt nun der Ministerpräsident Niedersachsens, Stephan Weil. Hamburgs Erster 

Bürgermeister Olaf Scholz: „Ich danke dem bisherigen Präsidenten Kretschmann für seine 

besonnene und integrierende Amtsführung.“ Gleichzeitig wünscht er Stephan Weil eine „gute Hand“ im 

vierthöchsten Staatsamt: „Ich freue mich, dass mit Stephan Weil ein Norddeutscher 

Bundesratspräsident wird“, so Olaf Scholz, „Ich schätze ihn als kompetenten und unaufgeregten 

Regierungschef und freue mich auf seine Amtszeit. Es stehen wichtige Entscheidungen an. Stephan 

Weil wird die Länderkammer dabei mit großer Souveränität leiten“. Das Präsidium der Länderkammer 

wechselt nach einer festgelegten Reihenfolge, die auf der Königsteiner Vereinbarung von 1950 beruht. 

Danach wird Baden-Württembergs Ministerpräsident Kretschmann im kommenden Turnus das Amt des 

1. Vizepräsidenten übernehmen; zum 2. Vizepräsidenten wird der Ministerpräsidenten des Landes 

Hessen Volker Bouffier gewählt. Die symbolische Schlüsselübergabe zum Bundesratspräsidentenamt 

erfolgte bereits im Rahmen der Feierlichkeiten zum Tag der Deutschen Einheit am 3. Oktober in 

Stuttgart. Die Feierlichkeiten werden traditionell in der Hauptstadt des Bundeslandes, dessen 

Regierungschef den Präsidialsitz abgibt, ausgetragen. Vor der eigentlichen Wahl am Freitag wird der 

scheidende Präsident Winfried Kretschmann einen Rückblick auf das zu Ende gehende Geschäftsjahr 

geben. 

 

Vorsitz Europakammer 

Zeitgleich zu der Wahl des Präsidiums findet in der kommenden Bundesratssitzung auch die Wahl des 

Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden der Europakammer statt. Hier ist ebenfalls der 

Ministerpräsident Niedersachsens Stephan Weil designierter Nachfolger Winfried Kretschmanns. Als 

erster stellvertretender Vorsitzender ist der Minister für Bundesrat, Europa und Internationale 

Angelegenheiten Baden-Württembergs, Peter Friedrich, nominiert, zum zweiten stellvertretenden 

Vorsitzenden steht Hessens Staatsminister Jörg-Uwe Hahn zur Wahl. 

 

Jana Schiedek als Vorsitzende des Rechtsausschusses wiedergewählt 

Die Hamburger Justizsenatorin Jana Schiedek wird auch künftig den Rechtsausschuss des 

Bundesrates leiten. Sie übt diese Funktion seit April 2011 aus und wurde vom Rechtsausschuss 

einstimmig zur Wiederwahl vorgeschlagen. Traditionell hat Hamburg den Vorsitz des 

Rechtsausschusses inne. Die Vorsitzenden der Ausschüsse des Bundesrates werden jährlich gewählt.  
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Bundesrat berät europäische Regeln für Schattenbanken 

Die EU-Kommission will Schattenbanken und Geldmarktfonds regulieren. Der Bundesrat hält dies fünf 

Jahre nach Ausbruch der Finanzkrise für überfällig. Bislang zielten die EU-Maßnahmen lediglich auf 

eine stärkere Regulierung des gewöhnlichen Bankensektors. Fortan will sich die Kommission auch um 

die Risiken kümmern, die vom System der sogenannten Schattenbanken ausgehen. Schattenbanken 

haben ähnliche Funktionen wie Banken und machen mittlerweile fast ein Drittel aller Bankgeschäfte 

aus. Viele gewöhnliche Banken arbeiten mit ihnen zusammen, indem risikoreiche Geschäfte in diese 

Unternehmen mit bankenähnlicher Funktion ausgelagert werden. Diese Geldmarktfonds, Hedgefonds 

und Vermögensverwalter haben jedoch keine Banklizenz und agieren somit in einem Graubereich des 

Finanzmarktes. Daher auch der Name Schattenbanken. Dieser bislang unkontrollierte Sektor des 

Finanzmarktes wächst rasant und setzt jährlich Billionensummen um. Da der Schattenbanken-Bereich 

eine wichtige Rolle bei der Finanzierung der Realwirtschaft spiele, muss er nach Auffassung der EU-

Kommission transparent sein. Die Kommission will deshalb sicherstellen, dass die Geldmarktfonds 

ihren Investoren jederzeit das eingelegte Geld zurückzahlen können, wenn diese das fordern. Zudem 

sollen verlässliche Daten von Schattenbanken erhoben werden, um Risiken schneller erkennen zu 

können. In einer von Hamburg unterstützten Stellungnahme fordert der Bundesrat die EU-Kommission 

auf, die mit dem Schattenbanksystem verbundenen Regulierungs- und Aufsichtsdefizite auf 

europäischer Ebene weiter anzugehen. Anderenfalls bestünde die Gefahr, dass Aktivitäten aus dem 

traditionellen Bankenbereich zu günstiger regulierten Finanzdienstleistern und Produkten im 

Schattenbanksektor verlagert werden. 

 

Länder begrüßen Einrichtung einer Europäischen Staatsanwaltschaft  

Die Europäische Union (EU) will den Schutz von EU-Steuermitteln durch die Einrichtung einer 

Europäischen Staatsanwaltschaft verbessern. Für die Verfolgung von Straftaten, die sich gegen den 

EU-Haushalt richten, sind derzeit allein die Mitgliedstaaten zuständig. Wegen begrenzter 

Strafverfolgungskapazitäten werden diese Betrugsfälle jedoch nicht in allen Mitgliedstaaten in 

ausreichendem Maße verfolgt. Dabei gehen der EU nach Angaben der Mitgliedstaaten aufgrund von 

mutmaßlichem Betrug jährlich ca. 500 Millionen Euro verloren. Nach dem Vorschlag der Kommission 

soll die neue Europäische Staatsanwaltschaft künftig Ermittlungs- und Strafverfolgungsaufgaben 

übernehmen und gegebenenfalls bei Straftaten zulasten des EU-Haushalts vor den Gerichten der 

Mitgliedstaaten Anklage erheben. Dabei soll die Europäische Staatsanwaltschaft vollständig in die 

nationalen Rechtssysteme eingebunden werden: Neben einem einzelnen Europäischen Staatsanwalt, 

der die jeweiligen Maßnahmen koordiniert, soll in jedem Mitgliedstaat mindestens ein abgeordneter 

europäischer Staatsanwalt tätig sein. Diese abgeordneten Staatsanwälte werden mithilfe von 

nationalem Personal und unter Anwendung von nationalem Recht Ermittlungen und 

Strafverfolgungsmaßnahmen im jeweiligen Mitgliedstaat durchführen. Der Vorschlag ist Teil eines 

Legislativpakets, mit dem auch die Agentur der EU für die strafrechtliche Zusammenarbeit (Eurojust) 

reformiert werden soll. Durch Änderungen in der Organisationsstruktur von Eurojust sollen die 

Voraussetzungen für eine enge Zusammenarbeit mit der künftigen Europäischen Staatsanwaltschaft 

geschaffen werden. Ziel ist die Verbesserung der Bekämpfung der angestiegenen 

grenzüberschreitenden Kriminalität. Der Bundesrat begrüßt die Vorschläge der EU. Allerdings betonen 

die Länder, dass im Rahmen künftiger Ermittlungen die Vorgaben des nationalen Verfassungsrechts 

für schwerwiegende Grundrechtseingriffe, wie beispielsweise für eine 

Telekommunikationsüberwachung oder eine akustische Wohnraumüberwachung, zu beachten seien. 

Hinsichtlich der geplanten Reform von Eurojust äußert der Bundesrat Bedenken gegen die 

vorgesehene Ausweitung der Unterrichtungs- und Informationspflichten der nationalen Behörden 

gegenüber Eurojust. 
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Reform des Konzerninsolvenzrechts 

Die Novellierung des Insolvenzrechts ist eines der wichtigsten Reformprojekte im Wirtschaftsrecht. Für 

Hamburg ist diese zudem von besonderer Bedeutung. Denn die Hansestadt ist ein wichtiger 

Insolvenzrechtsstandort mit einer hohen Spezialisierung des örtlichen Insolvenzgerichts. Übergreifend 

wird die Novellierung in drei Stufen umgesetzt. Mit der ersten und zweiten Stufe wurden bereits die 

Sanierung von Unternehmen erleichtert und das Verbraucherinsolvenzrecht neu geregelt. Im Rahmen 

der dritten Stufe soll ein Konzerninsolvenzrecht geschaffen werden. Der entsprechende Gesetzentwurf 

liegt dem Bundesrat am Freitag zur Beratung vor. Ziel ist es, einzelne Unternehmen innerhalb eines 

ansonsten zahlungsfähigen Konzerns leichter abwickeln zu können. Damit soll die Chance zur 

Sanierung von Tochterfirmen erhöht werden. Vorgesehen ist unter anderem, dass künftig sämtliche 

einen Konzern betreffende Verfahren an einem Insolvenzgericht geführt werden sollen. Statt wie bisher 

die verbundenen Teile einzeln zu liquidieren, sollen die wirtschaftliche Einheit des Konzerns erhalten 

und die vorhandenen Arbeitsplätze bestmöglich geschützt werden. Der Bundesrat begrüßt den 

Gesetzentwurf, wenngleich in den Ausschussberatungen auch einiges kritisch bewertet wurde, wie 

beispielsweise die vorgesehenen Regelungen zum Gerichtsstandort. Hier spricht sich der 

Wirtschaftsausschuss dafür aus, einen sogenannten Gruppen-Gerichtsstand nur dort zu ermöglichen, 

wo wesentliche Gesellschaften des Konzerns ihren Sitz haben. Andernfalls könnten Nachteile für die 

Gläubigergesamtheit oder die Belegschaft entstehen.  

 

Strengere Werte beim Energieverbrauch von Gebäuden 

Zur weiteren Energieeinsparung im Gebäudebereich soll die bestehende Energieeinsparverordnung 

modifiziert werden. Im Rahmen dieser Modifizierung gibt es diverse Neuregelungen. Nach dem 

Vorschlag der Bundesregierung sollen beispielsweise die Anforderungen an die 

Gesamtenergieeffizienz von neuen Gebäuden in zwei Stufen ab 2014 und ab 2016 angehoben 

werden. Konkret soll der zulässige Jahres-Primärenergiebedarf jeweils um 12,5 Prozent und der 

zulässige Wärmedurchgangskoeffizient der Gebäudehülle um durchschnittlich 10 Prozent reduziert 

werden. Um den Energieverbrauch auch für Käufer und Mieter klarer darzustellen, sollen die 

Vorschriften für Energieausweise weiterentwickelt werden. Darüber hinaus soll es eine Pflicht geben, in 

Verkaufsanzeigen energetische Kennwerte von Immobilien anzugeben. Auch sollen die Kontrollen 

verbessert werden. Die Länderkammer hat sich in ihren Ausschüssen intensiv mit dem Vorschlag 

befasst, so dass dem Plenum am Freitag eine Vielzahl von Änderungsvorschlägen zur Abstimmung 

vorliegen.  

 

 

 

 

Rückfragen der Medien: 

Dr. Katrin Cholotta 

Freie und Hansestadt Hamburg, Vertretung beim Bund 

Fon: 030 – 2 06 46-117 

eMail: katrin.cholotta@lv.hamburg.de 

www.hamburg.de/landesvertretung 

http://www.hamburg.de/landesvertretung
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8. Oktober 2013/pa08     

Ausbildungsfestakt: Scholz begrüßt 

233 Nachwuchskräfte für Verwaltung und Justiz 

Hamburgs Erster Bürgermeister Olaf Scholz hat heute im Großen Festsaal des Hamburger 

Rathauses 126 Nachwuchskräfte begrüßt, die ihre Ausbildung bzw. ihr Studium in der 

hamburgischen Verwaltung aufgenommen haben. 97 sind in der Verwaltung gestartet, 27 in der 

Justiz und zwei im Archivdienst. Gleichzeitig beglückwünschte der Bürgermeister 107 

Absolventinnen und Absolventen, die ihre Ausbildung bzw. ihr Studium erfolgreich beendet 

haben und von den Behörden und Ämtern übernommen wurden.  

In seiner Ansprache betonte der Bürgermeister den Nachwuchskräften und ihren Angehörigen 

gegenüber die guten Berufsperspektiven, die Ausbildung oder Studium in der hamburgischen 

Verwaltung angesichts des demografischen Wandels bieten. Mit Hinweis auf die 

Haushaltskonsolidierung gab Scholz gleichzeitig ein Bekenntnis zur Ausbildung in der Verwaltung ab. 

„Trotz aller Bemühungen, die wir mit dem Ziel einer verantwortungsvollen Haushaltspolitik gemeinsam 

zu bewältigen haben: Wir werden weiterhin im benötigten Umfang ausbilden, und wir werden auch 

künftig unverändert gute Übernahmechancen bieten. Denn Sie alle werden bedarfsgerecht 

ausgebildet. Das bedeutet: Wir werden Ihnen, wenn Sie Ihre Ausbildung erfolgreich absolvieren, wie 

auch all Ihren Vorgängerinnen und Vorgängern im Anschluss einen Arbeitsplatz in der hamburgischen 

Verwaltung anbieten.“ 

Hamburg als moderne und leistungsfähige Metropole benötige eine kompetente und leistungsstarke 

öffentliche Verwaltung, die sich stets weiter entwickle. Dazu brauche es insbesondere junge, innovative 

und tatkräftige Nachwuchskräfte, die mit frischen Ideen neue Impulse setzen.  

 

Rückfragen: 

Leiterin des Personalamts 

Bettina Lentz 

Tel: (040) 42831 - 1506 

Fax: (040) 42831 - 2420 

E-Mail: bettina.lentz@personalamt.hamburg.de 

 

mailto:bettina.lentz@personalamt.hamburg.de


 

6 

 

8. Oktober 2013/basfi08 

 

        

 

Pik As – Anlaufstelle für ein neues Leben 
Deutschlands ältestes Obdachlosenasyl feiert 100sten Geburtstag 

 

Das Pik As, Deutschlands älteste Übernachtungsstätte für Obdachlose, feiert in diesem Jahr 

sein 100. Bestehen. Die Einrichtung wurde am 11. Oktober 1913 eröffnet und bietet obdachlosen 

Männern seitdem in der Neustädter Straße (Hamburg-Mitte) ein Dach über den Kopf. 

Gegenwärtig gibt es 210 Übernachtungsmöglichkeiten. 

 

„Die individuellen Schicksale der Obdachlosen sind leider kein Grund zum Feiern. Doch 

Obdachlosigkeit gehört zur Realität einer Großstadt, weshalb ich sehr dankbar bin für das Engagement 

der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Pik As. Menschen ohne Obdach können hier eine neue 

Perspektive finden, die sie zurück in die Mitte der Gesellschaft führt. Das Pik As ist deshalb für viele 

Menschen eine erste Anlaufstelle für ein neues Leben“, sagt Sozialsenator Detlef Scheele. 

  

Im Jubiläumsjahr stellt sich die Einrichtung erneut der breiten Öffentlichkeit vor. Dank des 

ehrenamtlichen Engagements der Journalistin Uta Mertens, der Fotografin Heike Ollertz und den 

Mitgliedern des Förderveins PIK AS e.V. gibt es ein Benefiz-Konzert (15.10.), eine Ausstellung (Galerie 

Freelens, Eröffnung am 17.10.) sowie ein beeindruckendes Buch (Pik As - 100 Jahre Nachtasyl). 

Darüber hinaus lädt das Pik As am 18. Oktober 2013 zu einem Tag der offenen Tür. „Damit 

schaffen wir eine Öffentlichkeit für die Ärmsten der Armen“, erklärt die Schirmherrschaft der 

Jubiläumsveranstaltungen, die Schauspielerin Nina Petri. Weitere Informationen zu den 

Veranstaltungen finden Sie auf www.foerdernundwohnen.de. 

 

Der offizielle Festakt zum Jubiläum findet am 18. Oktober 2013 im Beisein des Ersten Bürgermeisters 

Olaf Scholz statt. Hierzu wird gesondert eingeladen. 
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Hintergrundinformationen 

Im Pik As, Neustädter Straße, gibt es nicht nur 210 Übernachtungsmöglichkeiten. Die Einrichtung ist 

auch Anlaufstelle bei sozialen, psychischen und gesundheitlichen Problemen. Darüber hinaus gibt es 

zahlreiche Gelegenheiten zur Körperpflege. 

 

Einige Zahlen zum Pik As: 

17 Hunde können mit Herrchen (und auch Frauchen) übernachten. 

33 Menschen arbeiten hier, teilweise im Schichtdienst. 

43 Jahre – ist das durchschnittliche Alter eines Obdachlosen in Hamburg. 

65 Zimmer mit zwei bis zwölf Betten gibt es im Pik As. 

70 Nationalitäten waren schon zu Gast. 

83 Jahre ist der bisher älteste Gast. 

275 Türschlösser gibt es. 

5.278,51 qm Gesamtfläche verbergen sich hinter den Backsteinmauern. 

700.000 Goldmark hat der Bau 1913 gekostet. 

1,56 Mio. Euro stellt die Stadt jährlich für den Betrieb zur Verfügung. 

 

Die Einrichtung finanziert sich auch über Spenden, die auf dem Spendenkonto 1001 222 114 bei der 

Hamburger Sparkasse gern entgegen genommen werden. 

 

 

 

Rückfragen der Medien 

 

Marcel Schweitzer 

Behörde für Arbeit, Soziales, Familie und Integration 

Pressestelle 

Tel.: +49 40 428 63 – 2889  

marcel.schweitzer@basfi.hamburg.de 

 

Christiane Schröder  

fördern & wohnen 

Öffentlichkeitsarbeit 

Tel.: +49 40 428 35 - 3277 

christiane.schroeder@foerdernundwohnen.de 

 

 

mailto:marcel.schweitzer@basfi.hamburg.de
mailto:christiane.schroeder@foerdernundwohnen.de
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9. Oktober 2013/bwf09 

 

Reform des Hamburgischen Hochschulgesetzes  

 

55 Stellungnahmen im Rahmen des gesetzlichen Beteiligungsverfahrens 

eingegangen  / Start Online-Diskussion zum Vorlesungsbeginn und 

Arbeitstagung mit 140 Hochschulvertretern Ende Oktober  

 

Im Juni hat der Senat den Gesetzesentwurf für eine grundlegende Reform des Hamburgischen 

Hochschulrechts auf den Weg gebracht. Die Neuordnung trägt der Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts Rechnung und schafft einen rechtlichen Rahmen für die 

Hochschulen, der die Wissenschaftsfreiheit gewährleistet, demokratische Teilhabe ermöglicht 

und effizientes Handeln sicherstellt. Der Gesetzesentwurf wurde zunächst den Hochschulen, 

Gewerkschaften, Berufsverbänden zur Stellungnahme übermittelt. Im Zuge dessen sind 55 

Stellungnahmen – davon allein 48 aus den Hochschulen – eingegangen, die derzeit von der 

Wissenschaftsbehörde ausgewertet werden.  

Wissenschaftssenatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: „Die große Zahl an Stellungnahmen zum 

Gesetzesentwurf zeigt, dass sich Hochschulen, Gewerkschaften, Berufsverbände und Kammern 

intensiv mit der Novelle auseinandergesetzt haben. Mit Vorlesungsbeginn des Wintersemesters 

schaffen wir eine zusätzliche Diskussionsplattform im Internet. Für Ende Oktober sind die staatlichen 

hamburgischen Hochschulen zu einer Arbeitstagung eingeladen, auf der die Reform mit Vertretern aller 

Hochschulangehörigen eingehend diskutiert werden soll. Die Ergebnisse der Onlinediskussion und der 

Tagung werden im Anschluss ebenfalls ausgewertet und können so wie die bereits eingegangenen 

Stellungnahmen Berücksichtigung im weiteren Gesetzgebungsverfahren finden.“  

 

Die moderierte Online-Diskussion startet mit Vorlesungsbeginn des Wintersemesters am 14. Oktober. 

Unter http://hochschulgesetz.hamburg.de steht bis zum 8. November 2013 eine Plattform im Internet 

zur Verfügung. Dort können alle Aspekte der Reform des Hamburgischen Hochschulgesetzes unterteilt 

nach Schwerpunkten – wie beispielsweise Stärkung demokratischer Strukturen, Effizienz der 

Verwaltung oder Gleichstellung – diskutiert werden. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer können ihre 

Diskussionsbeiträge rund um die Uhr einstellen,  die Diskussion wird von Montag – Freitag täglich von 

9.00 bis 18.00 Uhr moderiert.  

 

Am 30. Oktober 2013 findet eine ganztägige Arbeitskonferenz zur Reform des Hamburgischen 

Hochschulgesetzes in der Handwerkskammer statt, zu der insgesamt 140 Repräsentanten von 

Studierenden, Hochschullehrern, wissenschaftlichen Mitarbeiter sowie technischem und 

Verwaltungspersonal der staatlichen hamburgischen Hochschulen eingeladen werden.  

 

http://hochschulgesetz.hamburg.de/
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Die Ergebnisse der Onlinediskussion und der Tagung werden ausgewertet, um im weiteren 

Gesetzgebungsverfahren Berücksichtigung finden zu können. Die staatlichen hamburgischen 

Hochschulen sind bereits im September schriftlich über das geplante Online-Verfahren und die 

Arbeitstagung informiert worden, die Vertreter der verschiedenen Gruppen werden von den 

Hochschulen selbst benannt und informiert.  

 

Der Gesetzesentwurf mit Begründungen sowie eine Synopse stehen seit Juni im Internet zum 

Download bereit unter http://www.hamburg.de/bwf/reform-des-hamburgischen-hochschulgesetzes 

 

Rückfragen: 

Behörde für Wissenschaft und Forschung 

Pressesprecher 

Dr. Alexander von Vogel 

Tel: 040/42863-2322 

E-Mail: alexander.vonvogel@bwf.hamburg.de 

 

 

 

 

 
 

http://www.hamburg.de/bwf/reform-des-hamburgischen-hochschulgesetzes
mailto:alexander.vonvogel@bwf.hamburg.de
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08.10.2013/bwvi08 

 

Hamburg freut sich über die Entscheidung von AIDA, für Ihre 

neuen Kreuzfahrtschiffe den Hamburger Hafen als Basis zu 

wählen. 

 

Der Standort Hamburg hat sich zu einer der beliebtesten und wachstumsstärksten 

Kreuzfahrtdestinationen in Europa entwickelt. Mit voraussichtlich über 500.000 Passagieren und 177 

Anläufen wird 2013 das bislang beste Kreuzschifffahrtsjahr. In 2013 wird Hamburg somit erneut der 

meist frequentierte deutsche Wechselhafen für Start- und Zielanläufe sein. Mit der Entscheidung von 

AIDA wird  diese dynamische Entwicklung fortgesetzt werden. 

 

Senator Horch: „Hamburg begrüßt die Ankündigung von AIDA, die Vertrauensbeweis für den Standort 

Hamburg ist. Hier ist bereits viel in den Kreuzfahrtstandort investiert worden. Ein besonders wichtiger 

Schritt war die Eröffnung des Kreuzfahrtterminals Altona in 2011. Nun bereiten wir  mit dem Projekt für 

das 3. Kreuzfahrterminal den nächsten Schritt vor, um der Nachfrage der Reedereien nach 

leistungsstarken Terminalkapazitäten zu entsprechen.“  

 

Senator Horch hat im Frühjahr die Geschäftsführung der Hamburg Port Authority beauftragt, ein 

Realisierungskonzept für ein 3. Kreuzfahrtterminal auf etwa 10 Hektar Fläche am Kronprinzkai zu 

erstellen. Zusätzlich hat er die Geschäftsführung der Flughafen Hamburg GmbH gebeten, die HPA 

hierbei zu unterstützen. Ziel ist es, auch Schiffe mit mehr als 4000 Passagieren abfertigen zu können. 

Das dritte Kreuzfahrtterminal soll bis 2015 realisiert werden. Die konkreten technischen Lösungen, u. a. 

zum Terminallayout, Verkehrsanbindung und den operativen Prozessen werden aktuell entwickelt und 

mit den Anforderungen der Beteiligten abgeglichen. 

 

Senator Horch: „Ich bin überzeugt, dass wir bis 2015 ein hochproduktives, modernes Terminal schaffen 

werden, das den Anforderungen der Reedereien voll entspricht. Dies wird zu einem weiteren 

Wachstumssprung für den Kreuzfahrtstandort Hamburg führen.“ 

 

 

 



 

11 

Vom Kreuzfahrtboom profitiert die gesamte Hamburger Wirtschaft: Werften, Zulieferbetriebe, 

Ausflugsverkehre oder Catering- und Sicherheitsunternehmen. Die Wertschöpfung der Kreuzschifffahrt 

in Hamburg beträgt nach einer aktuellen Erhebung der Handelskammer rd. 270 Mio. Euro; mehr als 

1.500 Arbeitsplätze hängen von der Branche ab. Darüber hinaus steigt durch die Kreuzschifffahrt auch 

die Attraktivität Hamburgs als touristisches Ziel.  

 

 

Rückfragen: 

Pressestelle der Behörde für Wirtschaft, Verkehr und Innovation 

Susanne Meinecke 

Tel.: 040-42841-2239 

E-Mail: pressestelle@bwvi.hamburg.de 

Internet: www.hamburg.de/bwvi 

 

mailto:pressestelle@bwvi.hamburg.de
http://www.hamburg.de/bwvi
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8. Oktober 2013/kb08 

 

Deutscher Lesepreis nach Hamburg 

Auszeichnung des Deutschen Lesepreises an Heike-Anna Grunewald von 

den Hamburger Märchentagen  

 

 

Heike-Anna Grunewald von der Hamburger Dr. E. A. Langner-Stiftung hat gestern in der 

Kategorie „Herausragendes individuelles Engagement“ für ihr Engagement für die Hamburger 

Märchentage den Deutschen Lesepreis bekommen. Der Preis wurde in diesem Jahr erstmalig an 

acht Preisträgerinnen und Preisträger vergeben. Insgesamt gab es 249 Bewerbungen in drei 

Kategorien.  

Kulturstaatsrat Dr. Nikolas Hill: „Durch Heike-Anna Grunewald haben sich die Hamburger 

Märchentage zu einem tollen Literaturfestival entwickelt, dass von zahlreichen Hamburger Kindern 

sowie Schülerinnen und Schülern nicht nur besucht, sondern auch aktiv mitgestaltet wird. Ich gratuliere 

Heike-Anna Grunewald herzlich zu dieser verdienten Auszeichnung.“  

Die Hamburger Märchentage feiern dieses Jahr ihr zehnjähriges Jubiläum und finden in 2013 vom 8. 

bis zum 17. November statt. Das Lesefestival umfasst 70 bis 90 Einzel-Veranstaltungen für Kinder 

zwischen 3 und 14 Jahren. Die Hamburger Märchentage werden getragen von der Dr. E. A. Langner-

Stiftung.  

 

Rückfragen der Medien: 

 

Laura-Helen Rüge 

Pressestelle der Kulturbehörde 

Tel.: 040 / 428 24 – 293 

Laura-Helen.Ruege@kb.hamburg.de  

 

mailto:Laura-Helen.Ruege@kb.hamburg.de
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Terminkalender  Vom 14. Oktober bis 20. Oktober 2013 

Die Hinweise dienen nur zur Information; sie gelten nicht als Einladung. Auskünfte über 
Fototermine und Möglichkeiten der Berichterstattung, die im Rathaus stattfinden,  werden 
unter der Rufnummer 428 31 - 2182 erteilt. 
 
 
Montag, den 14.10.2013 
11:00 Quartier Jenfelder Au 

Senatorin Jutta Blankau spricht beim Spatenstich HAMBURG WATER Cycle ein 
Grußwort. 
 

12:30 Julius-Leber-Forum, Rathausmarkt 5 
Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt hält einen Vortrag bei der Friedrich-Ebert-
Stiftung zum „Hochschulstandort Hamburg“. 
 

13:00 Brahmkamp 3b, Hörsaalgebäude 1 
Senator Michael Neumann hält anlässlich der Einweihung der Akademie der 
Polizei eine Rede 
 
Staatsrat Volker Schiek nimmt teil. 
 

14:00 Justizvollzugsanstalt Hahnöfersand, Suhrenkamp 92 
Senatorin Jana Schiedek spricht im Rahmen der 100-Jahrfeier ein Grußwort. 
 

16:30 Rathaus, Kaisersaal 
Staatsrat Wolfgang Schmidt begrüßt zum Jahrestreffen 2013 die Vertreter der 
Europäischen Bewegung Hamburg. 
  

18:00 Restaurant Luisenhof, Am Luisenhof 1 
Senator Michael Neumann spricht anlässlich der Versammlung des Vereins der 
Hamburger e.V. ein Grußwort. 
 

19:00 Honorarkonsulat, Am Sandtorkai 41 
Bürgermeisterin Dr. Dorothee Stapelfeldt spricht anlässlich des Empfangs des 
Honorarkonsuls der Föderativen Republik Brasilien, Dr. Jan Curschmann, zum 
Brasilianischen Nationalfeiertag ein Grußwort. 
 

19:00 Rathaus, Großer Festsaal 
Staatsrat Wolfgang Schmidt spricht anlässlich der Podiumsdiskussion „Europa 
will gewählt sein! Welche Macht haben die Medien?“, die im Rahmen des 
Jahrestreffens 2013 der Europäischen Bewegung Hamburg stattfindet.  
 

19:30 St. Pauli Theater 
Senator Detlef Scheele nimmt an der Jubiläumsfeier „65 Jahre Hamburger 
Abendblatt“ teil. 
 
 
 
 

Dienstag, den 15.10.2013 
12:00 Rathaus, Phönixsaal 
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Senator Michael Neumann begrüßt die Teilnehmer des Arbeitskreises IV des 
Verfassungsschutzes. 
 

13:00 Handelskammer Hamburg, Hanse Zimmer 
Staatsrat Wolfgang Schmidt berichtet anlässlich der 25. Sitzung des 
Norddeutschen Gesprächskreises zu EU-Umweltbeschlüssen über die 
Vertretung norddeutscher Interessen in Brüssel, die zum Gelingen der EU-
Umweltbeschlüsse beitragen. 
 

16:00 Rathaus, Bürgermeisteramtszimmer 
Bürgermeister Olaf Scholz empfängt den Generalkonsul der Republik Indien, Dr. 
Vidhu P. Nair, zum Antrittsbesuch. 
 
Staatsrat Wolfgang Schmidt nimmt teil. 
 

19:00 Kleine Urbanität, Shanghaiallee 6 
Staatsrat Dr. Nikolas Hill diskutiert am „Dienstag“ des Vereins Hamburg Hoch 11 
über den Stand, die Aussichten des Vereins und die Perspektiven für die 
Kreativwirtschaft in Hamburg. 
 

Mittwoch, den 16.10.2013 
ganztägig Maritim Hotel Magdeburg 

Staatsrätin Elke Badde nimmt an der Amtschefkonferenz der 
Arbeitsschutzministerkonferenz teil. 
 

10:00 Dorothee-Sölle-Haus, Königstraße 54 
Senator Detlef Scheele spricht anlässlich des 40. Jubiläums der Kaffeeklappe ein 
Grußwort. 
 

11:00 Rathaus, Großer Festsaal 
Bürgermeister Olaf Scholz spricht im Rahmen des Senatsempfangs anlässlich der 
Feierlichkeiten zum 50-jährigen Bestehen des internationalen Netzwerkes der 
BDO AG ein Grußwort. 
 

11:00 Hamburger Spielbank, RedBlack Lounge, Stephansplatz 10 
Senatorin Prof. Barbara Kisseler übergibt der Bert-Kaempfert-Stiftung anlässlich 
ihrer Gründung eine Patenschaftsurkunde und spricht ein Grußwort. 
 

12:00 Magdeburg 
Staatsrat Jan Pörksen nimmt an der Amtschefkonferenz der Arbeits- und 
Sozialministerkonferenz 2013 teil.  
 

13:00 Handwerkskammer, Holstenwall 
Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks spricht anlässlich des 
Kommunikationskongresses der Gesundheitswirtschaft Hamburg ein Grußwort. 
 

13:30 Emporio Tower, Dammtorwall 15 
Bürgermeister Olaf Scholz hält anlässlich der International Hydrogen and Fuel Cell 
Bus Converence eine Rede. 
 

15:00 Millerntorwache, Millerntordamm 2 
Senatorin Prof. Barbara Kisseler nimmt an der Eröffnung des „Museums für 
Hamburgische Geschichtchen“ teil. 
 

15:00 Asklepios Klinik Wandsbek, Alphonsstraße 
Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks spricht anlässlich der Einweihung der Abteilung 
für Intensivmedizin ein Grußwort. 
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18:00 Rathaus, Bürgermeistersaal 

Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks nimmt am Senatsempfang aus Anlass der 
Abschlussveranstaltung des BMBF-Förderschwerpunktes „Gesundheit im 
Alter“ teil. 
 

19:00 Seute Deern, Hamburger Schlossstraße 18  
Bürgermeister Olaf Scholz hält im Rahmen des 17. Industrietreffs des 
Industrieverbandes Hamburg eine Rede.  
 
Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeld, Senatorin Jutta Blankau, Senatorin Cornelia 
Prüfer-Storcks, Senator Detlef Scheele, Staatsrat Nikolas Hill, Staatsrat Jens 
Lattmann und Staatsrat Volker Schiek nehmen teil. 
 

Donnerstag, den 17.10.2013 
10:00 Rathaus Bremen, Am Markt 21, 28195 Bremen 

Senator Michael Neumann und Staatsrat Volker Schiek nehmen an der 
Innenministerkonferenz der Norddeutschen Küstenländer teil. 
 

11:00 Rathaus 
Senator Detlef Scheele spricht im Rahmen des Senatsempfangs zum 150-jährigen 
Jubiläum der Evangelischen Stiftung Alsterdorf ein Grußwort. 
 

11:00 Eifflerstraße 43 
Bürgermeister Olaf Scholz spricht anlässlich des Richtfestes zum Bau des 
Eifflerwerks ein Grußwort. 
 

12:30 Anglo-German-Club 
Senator Dr. Peter Tschentscher spricht beim Konsularcorps-Lunch. 
 

14:20 Empire Riverside Hotel, Bernhard-Nocht-Straße 97 
Bürgermeister Olaf Scholz hält beim Bundeskongress des Verbandes Beratender 
Ingenieure eine Rede. 
 

17:00 Fabrik, Barnerstraße 36 
Senatorin Prof. Barbara Kisseler spricht anlässlich der Verleihung des „Max-
Brauer-Preises“ der Alfred Toepfer Stiftung ein Grußwort. 
 

18:00 Rathaus, Großer Festsaal 
Bürgermeister Olaf Scholz spricht anlässlich des diesjährigen Bürgertages zur 
Würdigung bürgerschaftlichen Engagements ein Grußwort. 
 
Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks, Staatsrat Jens Lattmann und Staatsrat Volker 
Schiek nehmen teil. 
 

21:00 Marriot-Hotel, ABC-Straße 
Senator Dr. Peter Tschentscher ist zu Gast anlässlich 25 Jahre Marriott Hotel. 
 

Freitag, den 18.10.2013 
11:00 Handwerkskammer, Holsteinwall 12 

Bürgermeister Olaf Scholz spricht anlässlich des 100-jährigen Jubiläums des 
Fördervereins Pik As ein Grußwort. 
 
Staatsrat Jan Pörksen nimmt teil. 
 

12:00 Berlin, Landesvertretung 
Staatsrat Wolfgang Schmidt begrüßt die Mitglieder des Berliner Diplomatenclubs 
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beim Auswärtigen Amt „Willkommen in Berlin“ in der Landesvertretung der 
Freien und Hansestadt Hamburg. 
 

13:00 Aula des Landesinstitutes für Lehrerbildung und Schulentwicklung (LI Hamburg), 
Felix-Dahn-Straße 3 
Bürgermeister Olaf Scholz spricht anlässlich der Tagung „Deutsche Juden, 
jüdigsche Deutsche – und ihre Nachbarn“ des LI in Kooperation mit der 
Gedenkstätte Yad Vashem ein Grußwort. 
 

15:00 Kreuzfahrtterminal am Grasbrook 
Bürgermeister Olaf Scholz spricht anlässlich des Aufstellungsappells für die 
Regionalen Sicherungs- und Unterstützungskräfte des Landeskommandos 
Hamburg ein Grußwort. 
 

18:00 Rathaus, Großer Festsaal 
Bürgermeister Olaf Scholz spricht im Rahmen eines Senatsempfangs anlässlich 
der 3. Hamburger Stiftungstage ein Grußwort. 
 

Samstag, den 19.10.2013 
19:00 Hauptkirche St. Michaelis, Englische Planke 1 

Senatorin Cornelia Prüfer-Storcks spricht anlässlich einer Veranstaltung zum 
Welthospiz Tag ein Grußwort. 
 

20:00 Thalia Theater, Alstertor 
Senatorin Prof. Barbara Kisseler besucht die Premiere des Stückes „Jedermann“ 
von Hugo von Hoffmannsthal. 
 

Sonntag, den 20.10.2013 
11:00 Restaurant Mövenpick, Top Deck, Terminal 2, Abflughalle am Flughafen 

Bürgermeisterin Dr. Dorothee Stapelfeldt hält anlässlich der Frauenherbstmahlzeit 
einen Vortrag.  
 

 
 


